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192 Immissionsschutz 
 
Bekanntmachung der Entscheidung über die Notwendigkeit 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (standortbezogene 
Vorprüfung des Einzelfalles nach § 3c des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung - UVPG - ) für die Ände-
rung und den Betrieb einer Anlage zur biologischen Be-
handlung von nicht gefährlichen Abfällen mit einer Durch-
satzkapazität an Einsatzstoffen von 10 Tonnen bis weniger 
als 50 Tonnen je Tag (Biogasanlage) in Lemgo. 
 
Immissionsschutz 
Die Firma Bioenergie Evert GmbH & Co. KG, 32657 Lem-
go, Fahrenbreite 230, beantragt die Genehmigung gemäß 
§§ 4/16/19 des Bundes- Immissionsschutzgesetzes (BIm-
SchG) für die Änderung und den Betrieb einer Anlage zur 
biologischen Behandlung von nicht gefährlichen Abfällen 
mit einer Durchsatzkapazität an Einsatzstoffen von 10 
Tonnen bis weniger als 50 Tonnen je Tag (Biogasanlage) 
in 32657 Lemgo, Fahrenbreite 230, Gemarkung Brake, Flur 
10, Flurstück 113. 
 
Die Anlage zur biologischen Behandlung von nicht gefährli-
chen Abfällen ist in der Anlage 1 (Liste der UVP- pflichtigen 
Vorhaben) des UVPG unter der Nr. 8.4.1.2, Spalte 2 
(Buchst. S) als Anlage genannt, für die im Rahmen einer 
standortbezogenen Vorprüfung des Einzelfalls nach § 3c 
Abs. 1 Satz 2 des UVPG zu prüfen ist, ob trotz der gerin-
gen Größe oder Leistung des Vorhabens nur aufgrund be-
sonderer örtlicher Gegebenheiten gemäß den in der Anla-
ge 2 Nummer 2 aufgeführten Schutzkriterien erhebliche 
nachteilige Umweltauswirkungen zu erwarten sind, die 
nach § 12 UVPG zu berücksichtigen wären. 
 
Nach Prüfung der Antragsunterlagen und unter Berücksich-
tigung der Stellungnahmen der im Genehmigungsverfahren 
beteiligten Träger öffentlicher Belange wurde festgestellt 
und entschieden, dass die Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung nicht erforderlich ist, da erhebliche 
nachteilige Umweltauswirkungen nach den in der Anlage 2 
des UVPG genannten Schutzkriterien zum Standort des 
Vorhabens nicht zu erwarten sind. Die Feststellung ist 
selbstständig nicht anfechtbar. 
 
Diese Entscheidung wird hiermit gem. § 3a des UVPG der 
Öffentlichkeit bekanntgegeben. 
 
Dieser Text ist auch auf der Internetseite des Kreises Lippe 
(www.kreis-lippe.de) unter: 
Natur und Umwelt � Immissionsschutz � Amtliche Be-

kanntmachungen abrufbar. 
 
Im Auftrag 
 
 
Gez. Niehage 

Kr.Bl.Lippe 26.05.2015 
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Stadt Bad Salzuflen 
 
193 Zweite Satzung zur Änderung der Satzung 

über die Errichtung und Unterhaltung von 
Übergangsheimen für ausländische Flüchtlin-
ge in der Stadt Bad Salzuflen vom 07.05.2015 

 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 41 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV NW S. 666 / SGV NW 2023) 
und der §§ 1, 2, 4 und 6 Kommunalabgabengesetz für das 
Land Nordrhein-Westfalen vom 21. Oktober 1969 (GV NW 
S. 712/ SGV NRW 610) in den jeweils gültigen Fassungen 
hat der Rat der Stadt Bad Salzuflen in seiner Sitzung am 
06.05.2015 folgende Satzung beschlossen: 
 

Artikel 1 
 
§ 1 der Satzung erhält folgende Fassung: 
 
Zur vorübergehenden Unterbringung von ausländischen 
Flüchtlingen unterhält die Stadt Bad Salzuflen folgende Un-
terkünfte als nicht rechtsfähige öffentliche Einrichtungen: 
 
Ahornstraße 103, 
Kichheider Straße 36, 
Schmaler Weg 5 
Lockhauser Str. 5 
Heidestr. 26 - 36. 
 

Artikel 2 
 
§ 6 der Satzung erhält folgende Fassung: 
 
(1) Die Benutzungsgebühren betragen je Quadratmeter 

Nutzfläche monatlich: 
Ahornstraße 103   5,40 €, 
Kichheider Straße 36   3,41 €, 
Schmaler Weg 5   3,18 € 
Lockhauser Str. 5   3,00 € 
Heidestr. 26 – 36   6,06 €. 

 
(2) Die Betriebskostenpauschale beträgt je Quadratmeter 

Nutzfläche 2,00 € monatlich. 
 

Die Heizkostenpauschale beträgt je Quadratmeter 
Nutzfläche bei Beheizung durch  
Öl      1,74 €,  
Gas      1,52 € und 
Fernwärme     1,79 €   
monatlich und erhöht sich ggf. bei Warmwasserberei-
tung über die zentrale Heizungsanlage jeweils um 0,17 
€ je Quadratmeter Nutzfläche. 

 
Artikel 3 

 
Diese Satzung tritt am Tag nach der Bekanntmachung in 
Kraft. 
 
Ausgefertigt 
Bad Salzuflen, den 7. Mai 2015 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
Gez. 
 
Dr. Wolfgang Honsdorf 

 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende „Zweite Satzung zur Änderung der Sat-
zung über die Errichtung und Unterhaltung von Über-
gangsheimen für ausländische Flüchtlinge in der Stadt Bad 
Salzuflen“ wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkün-
dung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 

gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensfehler ist gegenüber der 

Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Bad Salzuflen, den 07.05.2015 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
Gez. 
 
 
Dr. Wolfgang Honsdorf 

Kr.Bl.Lippe 26.05.2015 
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Stadt Detmold 
 
194 Planfeststellung für den Ersatzneubau der 110-

kV-Hochspannungsfreileitung vom Umspann-
werk Dörentrup-Stumpenhagen bis zum Um-
spannwerk Lage der Westfalen Weser Netz 
GmbH (ehemals E.ON Westfalen Weser AG 
bzw. Westfalen Weser Netz AG) 

 
Mit Planfeststellungsbeschluss der Bezirksregierung Det-
mold vom 20.04.2015, Az.: 25.4-36-00-1/13, ist der Plan für 
 
− den Ersatzneubau der 110-kV-Hochspannungs-

freileitung vom Umspannwerk Dörentrup-
Stumpenhagen bis zum Umspannwerk Lage  

 
gemäß §§ 43 ff. des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) in 
Verbindung mit § 74 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) als Er-
satz für die bestehende 110-kV-Hochspannungsfreileitung 
festgestellt worden.  
 
Der Vorhabenträgerin, der Westfalen Weser Netz GmbH, 
wurden Auflagen erteilt.  
 
In dem Planfeststellungsbeschluss wurde über alle recht-
zeitig vorgetragenen Einwendungen, Forderungen und An-
regungen entschieden.  
 
Der Planfeststellungsbeschluss sowie eine Ausfertigung 
des festgestellten Plans (Zeichnungen und Erläuterungen) 
liegen gemäß § 43b Satz 1 EnWG in Verbindung mit § 74 
Absatz 4 Satz 2 VwVfG NRW in der Zeit 
 

vom 09. Juni 2015 bis 
einschließlich zum 22. Juni 2015 

 
bei der  

Stadt Detmold, 
Fachbereich Stadtentwicklung 

Ferdinand-Brune Haus, 1. Etage, Hintergebäude 
Rosental 21, 32756 Detmold 

 
während der Öffnungszeiten 
 

montags bis  
donnerstags von 

07:00 Uhr bis 17:30 Uhr 

  

freitags von 07:00 Uhr bis 12:30 Uhr. 

 
Der Planfeststellungsbeschluss wurde den Beteiligten, über 
deren Einwendungen entschieden worden ist, zugestellt. 
Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Beschluss auch 
den übrigen Betroffenen gegenüber als zugestellt (§ 43b 
Nr. 5 EnWG in Verbindung mit § 74 Abs. 4 Satz 3 VwVfG 
NRW).  
 
Der Planfeststellungsbeschluss weist unter Punkt 12 
im Kapitel B folgende Rechtsbehelfsbelehrung aus: 
 
12.1 Gegen den Planfeststellungsbeschluss kann in-

nerhalb eines Monats nach seiner Zustellung Kla-
ge beim 

 
 
 
 

 
Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-

Westfalen, 
Aegidiikirchplatz 5, 

48143 Münster 
 

(Postanschrift: Postfach 63 09, 48033 Münster), 
 
erhoben werden.  
 
Die Klage ist beim Oberverwaltungsgericht schriftlich zu 
erheben. Sie kann auch in elektronischer Form nach Maß-
gabe der Verordnung über den elektronischen Rechtsver-
kehr bei den Verwaltungsgerichten und Finanzgerichten im 
Lande Nordrhein-Westfalen (ERVVO VG/FG vom 
07.11.2012, GV. NRW S. 548) eingereicht werden. In die-
sem Fall muss das elektronische Dokument mit einer quali-
fizierten Signatur nach § 2 Nr. 3 des Signaturgesetzes vom 
16.05.2001 (BGBl. I S. 876) in der jeweils geltenden Fas-
sung versehen sein und an die elektronische Poststelle des 
Gerichts übermittelt werden. 
Die Klage muss die Klägerin / den Kläger, den Beklagten 
und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie 
soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sind inner-
halb einer Frist von sechs Wochen nach Klageerhebung 
anzugeben. 
 
Erklärungen und Beweismittel, die nach Ablauf der vorge-
nannten Frist vorgebracht werden, kann das Gericht zu-
rückweisen und ohne weitere Ermittlungen entscheiden, 
wenn ihre Zulassung die Erledigung des Rechtsstreits ver-
zögern würde und der Kläger die Verspätung nicht genü-
gend entschuldigt.  
 
12.2 Hinweise:  
 
12.2.1 Die Anfechtungsklage gegen den Planfeststel-
lungsbeschluss hat gemäß  § 43e Abs. 1 Satz 1 EnWG 
keine aufschiebende Wirkung.  
 
Der Antrag auf Wiederherstellung der aufschiebenden Wir-
kung nach § 80 Abs. 5 Satz 1 VwGO kann nur innerhalb 
eines Monats nach Zustellung des Planfeststellungsbe-
schlusses beim 
 
Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen, 

Aegidiikirchplatz 5, 
48143 Münster 

 
(Postanschrift: Postfach 63 09, 48033 Münster) 

 
gestellt und begründet werden. 

 
Der Antrag ist schriftlich oder in elektronischer Form nach 
Maßgabe der ERVVO VG/FG zu erheben. Er muss den 
Antragsteller, den Antragsgegner und den Gegenstand des 
Antragsbegehrens bezeichnen.  
 
12.2.2 Falls die Fristen zu den Nrn. 12.1 und 12.2.1 
durch das Verschulden einer bevollmächtigten Person ver-
säumt werden sollten, so würde deren Verschulden der 
Klägerin / dem Kläger bzw. der Antragstellerin / dem An-
tragsteller zugerechnet werden.  
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12.2.3 Vor dem Oberverwaltungsgericht muss sich jede 
Beteiligte / jeder Beteiligte durch eine Rechtsanwältin / ei-
nen Rechtsanwalt oder eine(n) Rechtslehrer/in an einer 
staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule eines 
Mitgliedsstaates der Europäischen Union, eines anderen 
Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum oder der Schweiz, der die Befähigung zum 
Richteramt besitzt, als Bevollmächtigen vertreten lassen. 
Juristische Personen des öffentlichen Rechts und Behör-
den einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentli-
chen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse können 
sich auch durch eigene Beschäftigte mit Befähigung zum 
Richteramt oder durch Beschäftigte mit Befähigung zum 
Richteramt anderer Behörden oder juristischer Personen 
des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur 
Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusam-
menschlüsse vertreten lassen.  
 
12.2.4 Bei der Verwendung der elektronischen Form sind 
besondere technische Rahmenbedingungen zu beachten. 
Die besonderen technischen Vorrausetzungen sind unter 
www.egvp.de aufgeführt. 
 
Detmold, den 12. Mai 2015 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Heller 

Kr.Bl.Lippe 26.05.2015 
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Gemeinde Extertal 
 
195 Ordnungsbehördliche Verordnung über das 

Offenhalten von Verkaufsstellen aus besonde-
rem Anlass vom 05.05.2015 

 
Aufgrund des § 6 Abs. 4 des Gesetzes zur Regelung der 
Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungsgesetz - LÖG NRW) 
vom 16. November 2006 (GV. NRW. S. 516) und der §§ 25 
ff. des Ordnungsbehördengesetzes Nordrhein-Westfalen 
vom 13. Mai 1980 (GV. NRW. S. 528/SGV NRW S. 2060), 
in der zurzeit geltenden Fassung, wird von der Gemeinde 
Extertal als örtliche Ordnungsbehörde gemäß der Dring-
lichkeitsentscheidung des Bürgermeisters mit einem Rats-
mitlied der Gemeinde Extertal vom 05.05.2015 für das Ge-
biet der Gemeinde Extertal folgende ordnungsbehördliche 
Verordnung erlassen: 
 

§ 1 
 
Verkaufsstellen im Ortsteil Bösingfeld der Gemeinde Exter-
tal dürfen am 
 
31. Mai 2015 anlässlich des OWL Regionalmarktes von 
12:00 Uhr bis 17:00 Uhr geöffnet sein. 
 

§ 2 
 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

im Rahmen des § 1 Verkaufsstellen außerhalb der dort 
zugelassenen Geschäftszeiten offen hält. 

 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 13 Abs. 1 Nr. 1 

LÖG NRW mit einer Geldbuße bis zu fünftausend Euro 
geahndet werden. 

 
§ 3 

 
Die ordnungsbehördliche Verordnung über das Offenhalten 
von Verkaufsstellen in der Gemeinde Extertal vom 
15.07.2014 wird aufgehoben. 
 

§ 4 
 
Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntma-
chung im Kreisblatt – Amtsblatt des Kreises Lippe und sei-
ner Städte und Gemeinden – in Kraft. 
 
Gemeinde Extertal 
als örtliche Ordnungsbehörde 
 
Die vorstehende ordnungsbehördliche Verordnung wird 
hiermit bekannt gemacht. 
 
Extertal, den 05.05.2015 
 
(Hans Hoppenberg) 
Bürgermeister 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Verordnung wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder 
 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Gemeinde Extertal vorher gerügt und dabei die verletz-
te Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Extertal, den 05.05.2015 
 
 
(Hans Hoppenberg) 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 26.05.2015 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 387 
 

 

 

Gemeinde Kalletal 
 
196 Haushaltssatzung und Bekanntmachung der 

Haushaltssatzung der Gemeinde Kalletal für 
das Haushaltsjahr 2015 

 
1. Haushaltssatzung der Gemeinde Kalletal für das 

Haushaltsjahr 2015 
 

Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666) in 
der zurzeit geltenden Fassung hat der Rat der Gemein-
de Kalletal mit Beschluss vom 26.03.2015 folgende 
Haushaltssatzung erlassen:  

 
§ 1 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2015, der die für 
die Erfüllung der Aufgaben der Gemeinde voraussichtlich 
erzielbaren Erträge und entstehenden Aufwendungen so-
wie ein-gehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszah-
lungen und notwendigen Verpflichtungs-ermächtigungen 
enthält, wird 
im Ergebnisplan mit 

dem Gesamtbetrag der Erträge auf   
     27.097.100 EUR 
dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf  
     29.725.900 EUR 

im Finanzplan mit 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der 
laufenden Verwaltungstätigkeit auf   
     23.716.500 EUR 

 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der 
laufenden Verwaltungstätigkeit auf   
    25.929.200 EUR 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der  
Investitionstätigkeit auf  2.029.400 EUR 
 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der  
Investitionstätigkeit auf  5.042.500 EUR 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der  
Finanzierungstätigkeit auf  3.013.100 EUR 
 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der  
Finanzierungstätigkeit auf 482.600 EUR  

 
festgesetzt. 
 

§ 2 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für In-
vestitionen im Haushaltsjahr 2015 erforderlich ist, wird auf  

  3.013.100 EUR 
festgesetzt. 
 

§ 3 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, 
der zur Leistung von Investitionsauszahlungen in künftigen 
Jahren erforderlich ist, wird auf  

  2.980.000 EUR 
festgesetzt. 
 
 
 
 

 
§ 4 

Die Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage aufgrund 
des voraussichtlichen Jahresergebnisses im Ergebnisplan 
wird auf  

  0 EUR 
und die Verringerung der allgemeinen Rücklage auf-
grund des voraussichtlichen Jahresergebnisses im Ergeb-
nisplan wird auf  

  2.628.800 EUR 
festgesetzt. 
 

§ 5 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssiche-
rung in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 

 10.000.000 EUR 
festgesetzt. 
 

§ 6 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das 
Haushaltsjahr 2015 wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer  
 
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 

(Grundsteuer A) auf   235 v. H. 
 
1.2 für die Grundstücke 

(Grundsteuer B) auf   421 v. H. 
 
2. Gewerbesteuer    443 v. H. 
 
Die vorstehende Angabe der Steuersätze hat nur deklara-
torische Bedeutung, da die Steuersätze für das Jahr 2015 
bereits mit Satzung über die Festsetzung der Realsteuer-
hebesätze der Gemeinde Kalletal – Hebesatzsatzung – 
vom 14.12.2012 festgesetzt worden sind.  
 

§ 7 
Nach dem Haushaltssicherungskonzept ist der Haus-
haltsausgleich im Jahre 2022 wieder hergestellt. Die im 
Haushaltssicherungskonzept enthaltenen Konsolidie-
rungsmaßnahmen sind bei der Ausführung des Haushalts-
planes umzusetzen.  
 

§ 8 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Aus-
zahlungen, die auf gesetzlicher oder vertraglicher Grund-
lage beruhen, sind erheblich im Sinne des § 83 GO NRW, 
wenn sie im Einzelfall mehr als 50 v. H. des Ansatzes und 
mindestens 30.000 EUR ausmachen. Alle übrigen über- 
und außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen 
sind erheblich, wenn sie im Einzelfall den Betrag von 
15.000 EUR übersteigen. Ausgenommen davon sind Auf-
wendungen aus internen Leistungsbeziehungen und im 
Zusammenhang mit dem Jahresabschluss. 
 
Erhebliche über- und außerplanmäßige Aufwendungen und 
Auszahlungen bedürfen der vorherigen Zustimmung des 
Rates. 
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§ 9 

Rechtsfolge bei Stellen mit einem kw-Vermerk bzw. ku-
Vermerk: 
 kw-Vermerk - Die Stelle entfällt beim Ausscheiden  

 der Stelleninhaberin bzw. des Stel-
leninhabers 

 ku-Vermerk - Die Stelle wird nach dem  
Ausscheiden 

 der Stelleninhaberin bzw. des Stel-
leninhabers umgewandelt 

 
2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung mit ihren Anlagen für 
das Haushaltsjahr 2015 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht.  
 
Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist gemäß § 80 
Abs. 5 GO NRW dem Landrat des Kreises Lippe als untere 
staatliche Verwaltungsbehörde in Detmold mit Schreiben 
vom 01.04.2015 angezeigt worden. 
 
Die nach § 75 Abs. 4 GO NRW erforderliche Genehmigung 
der Verringerung der Allgemeinen Rücklage ist vom Land-
rat des Kreises Lippe als untere staatliche Verwaltungsbe-
hörde in Detmold mit Verfügung vom 12.05.2015 geneh-
migt worden. 
 
Die nach § 76 Abs. 2 GO NRW erforderliche Genehmigung 
des Haushaltssicherungskonzeptes ist vom Landrat des 
Kreises Lippe als untere staatliche Verwaltungsbehörde in 
Detmold mit Verfügung vom 12.05.2015 erteilt worden. 
 
Nach § 80 Abs. 6 GO NRW liegt die Haushaltssatzung mit 
ihren Anlagen zur Einsichtnahme ab dem 26.05.2015 im 
Rathaus der Gemeinde Kalletal in 32689 Kalletal, Rintelner 
Straße 3, Zimmer 32, öffentlich aus und wird dort bis zum 
Ende der Auslegung des Jahresabschlusses 2015 zur Ein-
sichtnahme bereitgehalten. Die Haushaltssatzung mit ihren 
Anlagen ist ebenfalls unter www.kalletal.de im Internet ver-
fügbar. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Hinweis: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Kalletal, den 19.05.2015  
 
Gemeinde Kalletal 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Hermann Fischer 

Kr.Bl.Lippe 26.05.2015 
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Stadt Lage 
 
197 Planfeststellung für den Ersatzneubau der 110-

kV-Hochspannungsfreileitung vom Umspann-
werk Dörentrup-Stumpenhagen bis zum Um-
spannwerk Lage der Westfalen Weser Netz 
GmbH (ehemals E.ON Westfalen Weser AG 
bzw. Westfalen Weser Netz AG) 

 
Mit Planfeststellungsbeschluss der Bezirksregierung Det-
mold vom 20.04.2015, Az.: 25.4-36-00-1/13, ist der Plan für 
 
− den Ersatzneubau der 110-kV-

Hochspannungsfreileitung vom Umspannwerk 
Dörentrup-Stumpenhagen bis zum Umspannwerk Lage  

 
gemäß §§ 43 ff. des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) in 
Verbindung mit § 74 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) als Er-
satz für die bestehende 110-kV-Hochspannungsfreileitung 
festgestellt worden.  
 
Der Vorhabenträgerin, der Westfalen Weser Netz GmbH, 
wurden Auflagen erteilt.  
 
In dem Planfeststellungsbeschluss wurde über alle recht-
zeitig vorgetragenen Einwendungen, Forderungen und An-
regungen entschieden.  
 
Der Planfeststellungsbeschluss sowie eine Ausfertigung 
des festgestellten Plans (Zeichnungen und Erläuterungen) 
liegen gemäß § 43b Satz 1 EnWG in Verbindung mit § 74 
Absatz 4 Satz 2 VwVfG NRW in der Zeit 
 
vom 09. Juni 2015 bis einschließlich zum 22. Juni 2015 
 

bei der 
 

Stadt Lage, 
Bürgerbüro, 

Lange Straße 74, 32791 Lage, 
 

während der Öffnungszeiten 
 

montags und mitt-
wochs von 

08:00 Uhr bis 17.00 
Uhr 

dienstags von 
donnerstags von  

07:30 Uhr bis 17.00 
Uhr 
07.30 Uhr bis 18.00 
Uhr 

freitags von 07:30 Uhr bis 13:00 
Uhr 

 
zur allgemeinen Einsichtnahme aus. 
 
Der Planfeststellungsbeschluss wurde den Beteiligten, über 
deren Einwendungen entschieden worden ist, zugestellt. 
Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Beschluss auch 
den übrigen Betroffenen gegenüber als zugestellt (§ 43b 
Nr. 5 EnWG in Verbindung mit § 74 Abs. 4 Satz 3 VwVfG 
NRW).  
 
Der Planfeststellungsbeschluss weist unter Punkt 12 
im Kapitel B folgende Rechtsbehelfsbelehrung aus: 
 
 
 

 
12.1 Gegen den Planfeststellungsbeschluss kann in-

nerhalb eines Monats nach seiner Zustellung Kla-
ge beim 

 
                          Oberverwaltungsgericht für das Land  
                                         Nordrhein-Westfalen, 
                                           Aegidiikirchplatz 5,  
                                               48143 Münster  
                          (Postanschrift: Postfach 63 09, 48033  
                                                   Münster), 
 
erhoben werden.  
 

Die Klage ist beim Oberverwaltungsgericht schrift-
lich zu erheben. Sie kann auch in elektronischer 
Form nach Maßgabe der Verordnung über den 
elektronischen Rechtsverkehr bei den Verwal-
tungsgerichten und Finanzgerichten im Lande 
Nordrhein-Westfalen (ERVVO VG/FG vom 
07.11.2012, GV. NRW S. 548) eingereicht wer-
den. In diesem Fall muss das elektronische Do-
kument mit einer qualifizierten Signatur nach § 2 
Nr. 3 des Signaturgesetzes vom 16.05.2001 
(BGBl. I S. 876) in der jeweils geltenden Fassung 
versehen sein und an die elektronische Poststelle 
des Gerichts übermittelt werden. 
Die Klage muss die Klägerin / den Kläger, den 
Beklagten und den Gegenstand des Klagebegeh-
rens bezeichnen. Sie soll einen bestimmten An-
trag enthalten. Die zur Begründung dienenden 
Tatsachen und Beweismittel sind innerhalb einer 
Frist von sechs Wochen nach Klageerhebung an-
zugeben. 
 
Erklärungen und Beweismittel, die nach Ablauf der 
vorgenannten Frist vorgebracht werden, kann das 
Gericht zurückweisen und ohne weitere Ermittlun-
gen entscheiden, wenn ihre Zulassung die Erledi-
gung des Rechtsstreits verzögern würde und der 
Kläger die Verspätung nicht genügend entschul-
digt.  

 
12.2 Hinweise:  
 
12.2.1 Die Anfechtungsklage gegen den Planfeststel-

lungsbeschluss hat gemäß  § 43e Abs. 1 Satz 1 
EnWG keine aufschiebende Wirkung.  

 
Der Antrag auf Wiederherstellung der aufschie-
benden Wirkung nach § 80 Abs. 5 Satz 1 VwGO 
kann nur innerhalb eines Monats nach Zustellung 
des Planfeststellungsbeschlusses beim 

 
                           Oberverwaltungsgericht für das Land  
                                       Nordrhein-Westfalen, 
                                         Aegidiikirchplatz 5, 
                                            48143 Münster 
 
                  (Postanschrift: Postfach 63 09, 48033 Münster) 
 
 gestellt und begründet werden.  
 

Der Antrag ist schriftlich oder in elektronischer 
Form nach Maßgabe der ERVVO VG/FG zu erhe-
ben. Er muss den Antragsteller, den Antragsgeg-
ner und den Gegenstand des Antragsbegehrens 
bezeichnen.  
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12.2.2 Falls die Fristen zu den Nrn. 12.1 und 12.2.1 

durch das Verschulden einer bevollmächtigten 
Person versäumt werden sollten, so würde deren 
Verschulden der Klägerin / dem Kläger bzw. der 
Antragstellerin / dem Antragsteller zugerechnet 
werden.  

 
12.2.3 Vor dem Oberverwaltungsgericht muss sich jede 

Beteiligte / jeder Beteiligte durch eine Rechtsan-
wältin / einen Rechtsanwalt oder eine(n) Rechts-
lehrer/in an einer staatlichen oder staatlich aner-
kannten Hochschule eines Mitgliedsstaates der 
Europäischen Union, eines anderen Vertragsstaa-
tes des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum oder der Schweiz, der die Befähigung 
zum Richteramt besitzt, als Bevollmächtigen ver-
treten lassen. 
Juristische Personen des öffentlichen Rechts und 
Behörden einschließlich der von ihnen zur Erfül-
lung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zu-
sammenschlüsse können sich auch durch eigene 
Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt oder 
durch Beschäftigte mit Befähigung zum Richter-
amt anderer Behörden oder juristischer Personen 
des öffentlichen Rechts einschließlich der von 
ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben 
gebildeten Zusammenschlüsse vertreten lassen.  

 
12.2.4 Bei der Verwendung der elektronischen Form sind 

besondere technische Rahmenbedingungen zu 
beachten. Die besonderen technischen Vorrauset-
zungen sind unter www.egvp.de aufgeführt. 

 
Lage, den 11. Mai 2015 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. C. Liebrecht 

Kr.Bl.Lippe 26.05.2015 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
198 Eintragung in die Denkmalliste der Stadt Lage 

gem. § 3 des Gesetzes zum Schutz und zur 
Pflege der Denkmäler im Land Nordrhein-
Westfalen (Denkmalschutzgesetz – DSchG) 

 
In die Denkmalliste der Stadt Lage – Listenteil A – sind fol-
gende Objekte gem. § 3 des nordrhein-westfälischen 
Denkmalschutzgesetzes unter folgendem Datum eingetra-
gen worden: 
 
lfd. Nr.   Datum  Gebäude 
_____________________________________________ 
 
80            12.03.2015 Eintragung des Wohn- und Ge-

schäftshauses „Lange Straße 
71“, 32791 Lage 

 
81            20.03.2015 Eintragung des Wohn- und Ge-

schäftshauses „Lange Straße 
86“, 32791 Lage 

 
82            20.03.2015 Eintragung des landwirtschaftli-

chen Wohn- und Wirtschaftsge-
bäudes „Bergstraße 15“, 32791 
Lage 

 
 

 
Löschung aus der Denkmalliste der Stadt Lage 

gem. § 3 des Gesetzes zum Schutz 
und zur Pflege der Denkmäler 
im Land Nordrhein-Westfalen 

(Denkmalschutzgesetz – DSchG) 
 
Aus der Denkmalliste der Stadt Lage – Listenteil A – sind 
folgende Objekte gem. § 3 des nordrhein-westfälischen 
Denkmalschutzgesetzes unter folgendem Datum gelöscht 
worden: 
 
lfd. Nr.   Datum  Gebäude 
_____________________________________________ 
 
72           12.03.2015 Wohn- und Geschäftshauses 

„Lange Straße 89“, 32791 Lage 
 
 
Lage, den 23. März 2015 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Liebrecht 

Kr.Bl.Lippe 26.05.2015 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 391 
 

 

 

Alte Hansestadt Lemgo 
 
199 Planfeststellung für den Ersatzneubau der 110-

kV-Hochspannungsfreileitung vom Umspann-
werk Dörentrup-Stumpenhagen bis zum Um-
spannwerk Lage der Westfalen Weser Netz 
GmbH (ehemals E.ON Westfalen Weser AG 
bzw. Westfalen Weser Netz AG) 

 
Mit Planfeststellungsbeschluss der Bezirksregierung Det-
mold vom 20.04.2015, Az.: 25.4-36-00-1/13, ist der Plan für 
 
− den Ersatzneubau der 110-kV-Hochspannungs-

freileitung vom Umspannwerk Dörentrup-
Stumpenhagen bis zum Umspannwerk Lage  

 
gemäß §§ 43 ff. des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) in 
Verbindung mit § 74 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) als Er-
satz für die bestehende 110-kV-Hochspannungsfreileitung 
festgestellt worden.  
 
Der Vorhabenträgerin, der Westfalen Weser Netz GmbH, 
wurden Auflagen erteilt.  
 
In dem Planfeststellungsbeschluss wurde über alle recht-
zeitig vorgetragenen Einwendungen, Forderungen und An-
regungen entschieden.  
 
Der Planfeststellungsbeschluss sowie eine Ausfertigung 
des festgestellten Plans (Zeichnungen und Erläuterungen) 
liegen gemäß § 43b Satz 1 EnWG in Verbindung mit § 74 
Absatz 4 Satz 2 VwVfG NRW in der Zeit 
 
vom 09. Juni 2015 bis einschließlich zum 22. Juni 2015  
 
bei der  

Stadt Lemgo, Schmiedeamtshaus, 
Information, 

Marktplatz 4, 32657 Lemgo, 
 
während der Öffnungszeiten 
 

Montags, dienstags und  
mittwochs von  

08:00 Uhr bis 16:00 Uhr 

  

donnerstags  von 08:00 Uhr bis 17:00 Uhr 

  

Freitag 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr 

 
zur allgemeinen Einsichtnahme aus. 
 
Der Planfeststellungsbeschluss wurde den Beteiligten, über 
deren Einwendungen entschieden worden ist, zugestellt. 
Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Beschluss auch 
den übrigen Betroffenen gegenüber als zugestellt (§ 43b 
Nr. 5 EnWG in Verbindung mit § 74 Abs. 4 Satz 3 VwVfG 
NRW).  
 
Der Planfeststellungsbeschluss weist unter Punkt 12 
im Kapitel B folgende Rechtsbehelfsbelehrung aus: 
 
12.1 Gegen den Planfeststellungsbeschluss kann in-

nerhalb eines Monats nach seiner Zustellung Kla-
ge beim 

 

 
Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-

Westfalen, 
Aegidiikirchplatz 5, 

48143 Münster 
 

(Postanschrift: Postfach 63 09, 48033 Münster), 
 
erhoben werden.  
 
Die Klage ist beim Oberverwaltungsgericht schriftlich zu 
erheben. Sie kann auch in elektronischer Form nach Maß-
gabe der Verordnung über den elektronischen Rechtsver-
kehr bei den Verwaltungsgerichten und Finanzgerichten im 
Lande Nordrhein-Westfalen (ERVVO VG/FG vom 
07.11.2012, GV. NRW S. 548) eingereicht werden. In die-
sem Fall muss das elektronische Dokument mit einer quali-
fizierten Signatur nach § 2 Nr. 3 des Signaturgesetzes vom 
16.05.2001 (BGBl. I S. 876) in der jeweils geltenden Fas-
sung versehen sein und an die elektronische Poststelle des 
Gerichts übermittelt werden. 
Die Klage muss die Klägerin / den Kläger, den Beklagten 
und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie 
soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sind inner-
halb einer Frist von sechs Wochen nach Klageerhebung 
anzugeben. 
 
Erklärungen und Beweismittel, die nach Ablauf der vorge-
nannten Frist vorgebracht werden, kann das Gericht zu-
rückweisen und ohne weitere Ermittlungen entscheiden, 
wenn ihre Zulassung die Erledigung des Rechtsstreits ver-
zögern würde und der Kläger die Verspätung nicht genü-
gend entschuldigt.  
 
12.2 Hinweise:  
 
12.2.1 Die Anfechtungsklage gegen den Planfeststel-
lungsbeschluss hat gemäß  § 43e Abs. 1 Satz 1 EnWG 
keine aufschiebende Wirkung.  
 
Der Antrag auf Wiederherstellung der aufschiebenden Wir-
kung nach § 80 Abs. 5 Satz 1 VwGO kann nur innerhalb 
eines Monats nach Zustellung des Planfeststellungsbe-
schlusses beim 
 
Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen, 

Aegidiikirchplatz 5, 
48143 Münster 

 
(Postanschrift: Postfach 63 09, 48033 Münster) 

 
gestellt und begründet werden.  
 
Der Antrag ist schriftlich oder in elektronischer Form nach 
Maßgabe der ERVVO VG/FG zu erheben. Er muss den 
Antragsteller, den Antragsgegner und den Gegenstand des 
Antragsbegehrens bezeichnen.  
 
12.2.2 Falls die Fristen zu den Nrn. 12.1 und 12.2.1 
durch das Verschulden einer bevollmächtigten Person ver-
säumt werden sollten, so würde deren Verschulden der 
Klägerin / dem Kläger bzw. der Antragstellerin / dem An-
tragsteller zugerechnet werden.  
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12.2.3 Vor dem Oberverwaltungsgericht muss sich jede 
Beteiligte / jeder Beteiligte durch eine Rechtsanwältin / ei-
nen Rechtsanwalt oder eine(n) Rechtslehrer/in an einer 
staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule eines 
Mitgliedsstaates der Europäischen Union, eines anderen 
Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum oder der Schweiz, der die Befähigung zum 
Richteramt besitzt, als Bevollmächtigen vertreten lassen. 
Juristische Personen des öffentlichen Rechts und Behör-
den einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentli-
chen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse können 
sich auch durch eigene Beschäftigte mit Befähigung zum 
Richteramt oder durch Beschäftigte mit Befähigung zum 
Richteramt anderer Behörden oder juristischer Personen 
des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur 
Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusam-
menschlüsse vertreten lassen.  
 
12.2.4 Bei der Verwendung der elektronischen Form sind 
besondere technische Rahmenbedingungen zu beachten. 
Die besonderen technischen Vorrausetzungen sind unter 
www.egvp.de aufgeführt. 
 
Lemgo, den 12.  Mai 2015 
 
ALTE HANSESTADT LEMGO 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Austermann 

Kr.Bl.Lippe 26.05.2015 
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Sparkasse Paderborn-Detmold 
 
200 Aufgebot einer Sparurkunde 
 
Die Sparurkunden Nr. 441120963 ausgestellt  von der 
Sparkasse Paderborn-Detmold als Rechtsnachfolger der  
Sparkasse Paderborn ist abhanden gekommen. Der Inha-
ber der Sparurkunde wird aufgefordert, seine Rechte bin-
nen 3 Monaten unter Vorlage der Sparurkunde anzumel-
den. Wird die  Sparurkunde nicht vorgelegt, wird sie für 
kraftlos erklärt. 
 
Paderborn, 11.05.2015 
 
Sparkasse Paderborn-Detmold 
 
 
Der Vorstand 

Kr.Bl.Lippe 26.05.2015 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



394 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

Einzelpreis dieser Nummer 0,61 € 
Bezug und Lieferung des Kreisblattes durch Kreis Lippe, Der Landrat, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold. 

Einzellieferung nur gegen Voreinsendung des Betrages zuzüglich Versandkosten auf das  
Konto 18  bei der Sparkasse Detmold  (BLZ 476 501 30). 

Bezugsgebühren jährlich 53,69 €. In den vorgenannten Preisen ist die gesetzliche Mehrwertsteuer enthalten.  
Redaktionsschluss jeweils am 1. bzw. 15. eines Monats um 16:00 Uhr, Erscheinungstermin jeweils am 10. bzw. 25. eines Monats. 

Herausgeber: Kreis Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold 

Verantwortlich für die veröffentlichten Texte sind die Städte und Gemeinden bzw. die jeweiligen Institutionen. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


